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Arbeitsrecht

ARBEITSRECHT

DATENSCHUTZ

Keine Entschädigung für verspätete  
und unvollständige Auskunft
|  Anders als das Arbeitsgericht (ArbG), das dem Kläger wegen des von ihm angenommenen 
vorsätzlichen Verstoßes der Beklagten gegen seine Pflichten zur Datenauskunft eine Geld-
entschädigung von 10.000 Euro zugesprochen hatte, hat das Landesarbeitsgericht (LAG) Düs-
seldorf die Klage jetzt vollständig abgewiesen.  |

Auskunft nach Datenschutz-Grundverordnung verlangt
Der Kläger war vom 1.12.2016 bis zum 31.12.2016 bei dem Kundenservice der Beklagten, einem 
Immobilienunternehmen, beschäftigt. Bereits im Jahr 2020 hatte er einen Antrag auf Auskunft 
gemäß Art. 15 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) gestellt, den die Beklagte beantwortet 
hatte.

Auskunft verspätet und mangelhaft?
Mit Schreiben vom 1.10.2022, das der Beklagten an diesem Tag zuging, verlangte er erneut Aus-
kunft und eine Datenkopie auf der Grundlage von Art. 15 DS-GVO. Er setzte eine Frist bis zum 
16.10.2022. Als die Beklagte nicht antwortete, erinnerte der Kläger sie am 21.10.2022 mit weiterer 
Fristsetzung bis zum 31.10.2022. Die ihm dann am 27.10.2022 erteilte Auskunft rügte der Kläger 
am 4.11.2022 als verspätetet und inhaltlich mangelhaft. Es fehlten die konkreten Angaben zur 
Dauer der Datenspeicherung und die namentlich bezeichneten Empfänger seiner Daten. Außer-
dem sei die Datenkopie unvollständig. Mit Schreiben vom 11.11.2022 teilte die Beklagte dem Klä-
ger mit, dass die Angaben zu den Datenempfängern die Betroffenen in der Regel nicht interes-
sierten und daher nur kategorisiert mitgeteilt worden seien. Zudem konkretisierte sie die Anga-
ben zur Speicherdauer und die Datenkopie. Am 18.11.2022 verlangte der Kläger erneut die  
namentliche Nennung der Empfänger und auch nähere Angaben zur Speicherdauer. Die Daten-
kopie sei weiterhin unzureichend. Die Beklagte konkretisierte die Informationen mit Schreiben 
vom 1.12.2022.

Kein materieller Schaden
Der Kläger hat von der Beklagten eine Geldentschädigung nach Ermessen des Gerichts ver-
langt, die 2.000 Euro nicht unterschreiten sollte, weil die Beklagte sein datenschutzrechtliches 
Auskunftsrecht mehrfach verletzt hätte. Diese hat dem widersprochen, weil es u.a. bereits an 
einem immateriellen Schaden des Klägers fehle.

Es treffe zwar zu, dass die Beklagte gegen die DS-GVO verstoßen habe. Sie habe die Auskunft 
nicht fristgerecht und anfangs unvollständig erteilt. Eine vollständige Auskunft habe erst am 
1.12.2022, also sechs Wochen nach Ablauf der vom Kläger gesetzten Frist vorgelegen. Dies 
rechtfertige aus zwei Gründen keinen Anspruch auf eine Geldentschädigung gemäß Art. 82 Abs. 
1 DS-GVO. Die einschlägige Vorschrift setzt haftungsbegründend eine gegen die DS-GVO versto-
ßende Datenverarbeitung voraus. Daran fehle es bei der bloßen Verletzung der Auskunftspflicht 
aus Art. 15 DS-GVO – sei es, dass diese verzögert oder anfangs unvollständig erfüllt werde.

Unabhängig davon setze ein datenschutzrechtlicher Anspruch auf eine Geldentschädigung  
wegen eines immateriellen Schadens mehr als einen bloßen Verstoß gegen die Vorschriften der 
DS-GVO voraus. Der bloße vom Kläger angeführte Kontrollverlust über die Daten genüge nicht 
und sei mit dem Verstoß gegen Art. 15 DS-GVO letztlich identisch. Zu weiterem immateriellen 
Schaden fehlte es an jeglichem konkreten Vortrag des Klägers.

QUELLE  |  LAG Düsseldorf, Urteil vom 28.11.2023, 3 Sa 285/23, PM vom 28.11.2023
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UNFALLVERSICHERUNG

Sturz bei Radtour ist kein Arbeitsunfall
|  Die gesetzliche Unfallversicherung bietet Versicherungsschutz unter anderem bei Arbeits-
unfällen. Dies erfasst auch Unfälle auf dem Weg von und zur Arbeit, die sogenannten Wegeun-
fälle. Es ist jedoch nicht immer einfach, festzustellen, ob ein Unfall tatsächlich der versicher-
ten Arbeit zuzurechnen ist. Hierbei kommt es oft darauf an, ob die Motivation für eine  
bestimmte Handlung – wie das Zurücklegen eines Weges – dem betrieblichen oder dem pri-
vaten Bereich zuzuordnen ist. So war es auch in einem Fall des Landessozialgerichts (LSG) 
Baden-Württemberg.  |

Radtour zur Anbahnung eines Arbeits- bzw. Kundenverhältnisses
Der Kläger, ein selbstständiger Versicherungsmakler, hatte auf dem Rückweg von einer  
Radtour durch einen Sturz einen Unterschenkelbruch erlitten. Er hatte sich mit einem langjäh-
rigen Bekannten an einem Sonntag im Juli 2020 zu einer mehrstündigen Fahrt im Landkreis 
Ludwigsburg verabredet. Während dieser Radtour grillten die beiden an einem Grillplatz und 
besuchten danach die Eltern des Klägers. Im Anschluss an diesen Besuch fuhren der Kläger 
und der Bekannte getrennt nach Hause. Auf dem Heimweg stürzte der Kläger auf einem Feld-
weg, rutschte einen Weinberg hinab, überschlug sich und brach sich den rechten Unterschen-
kel. Gegenüber seiner gesetzlichen Unfallversicherung, der Beklagten, teilte der Kläger mit, er 
habe den Bekannten als zukünftigen Mitarbeiter bzw. Geschäftspartner für den Vertrieb und die 
Kundenbetreuung gewinnen wollen. Weil beide gern Sport machten und das Wetter schön  
gewesen sei, habe man sich zu einer Radtour verabredet, um nebenbei Geschäftliches zu  
besprechen. Der Besuch bei seinen Eltern habe der Demonstration eines Kundengesprächs 
gedient. Dies seien vorbereitende Tätigkeiten für ein Arbeitsverhältnis gewesen, das aber nach 
dem Unfall nicht zustande gekommen sei.

Der Bekannte bestätigte die Angaben des Klägers. Die Beklagte lehnte die Anerkennung eines 
Arbeitsunfalls ab, da die unfallverursachende Tätigkeit keinen ausreichenden Zusammenhang 
zu betrieblichen Interessen bzw. zur Tätigkeit als Unternehmer aufgewiesen habe.

Gemischte Motivationslage: Landessozialgericht lehnt Arbeitsunfall ab
Nachdem das Sozialgericht (SG) die Klage gegen diese Entscheidung abgewiesen hat, ist der 
Kläger auch vor dem LSG erfolglos geblieben. Denn die Radtour habe, so das LSG, eine soge-
nannte „Verrichtung mit gemischter Motivationslage“ dargestellt. Sie habe sowohl gemeinsa-
men privaten Interessen (Radtouren fahren) als auch – allerdings insoweit untergeordnet bzw. 
nachrangig – betrieblichen Interessen dienen sollen (gegenseitiges Kennenlernen, Beobachten 
des Verhaltens bei Kundengesprächen).

Dies ergebe sich etwa aus der Schilderung des Klägers, man „habe sich zu einer Radtour ver-
abredet, um nebenbei Geschäftliches zu besprechen“. Eine Verrichtung mit gemischter Motiva-
tionslage erfülle dann den Tatbestand der versicherten Tätigkeit, wenn das konkrete Geschehen 
hypothetisch auch ohne die private Motivation des Handelns vorgenommen worden wäre. Dies 
sei vorliegend zu verneinen. Denn ohne das gemeinsame private Interesse am Radfahren hätten 
der Kläger und sein Bekannter ihr Kennenlernen nicht im Rahmen einer Fahrradtour durchge-
führt, und es wäre insofern auch nicht zu dem unfallverursachenden Unfall des Klägers auf dem 
Heimweg von dieser Radtour gekommen.

QUELLE  |  LSG Baden-Württemberg, Urteil vom 13.9.2023, L 8 1620/22, PM vom 23.11.2023
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VERTRAGSBEDINGUNGEN

Betriebliche Invaliditätsrente nach Ausscheiden
|  Der Arbeitgeber, der eine betriebliche Invaliditätsrente zusagt, darf die Leistung in einer 
Versorgungsordnung, die eine Vielzahl vorformulierte Vertragsbedingungen (AGB) enthält, 
grundsätzlich davon abhängig machen, dass der Arbeitnehmer eine gesetzliche Erwerbsmin-
derungsrente bezieht und rechtlich aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden ist. Das hat nun 
das Bundesarbeitsgericht (BAG) klargestellt.  |

Nach der Zusatzversorgungsordnung der Arbeitgeberin (hier: § 7 Abs. 4 ZVO) erhält ein Mitar-
beiter Ruhegeld, der wegen Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit eine Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung bezieht und aus den Diensten des Arbeitgebers ausscheidet. Aufgrund  
Bescheids der Deutschen Rentenversicherung Bund vom Januar 2021 bezog ein Arbeitnehmer 
(der Kläger) auf seinen Antrag vom Mai 2020 mit Wirkung des 1.11.2020 befristet bis zum 31.8.2022 
Rente wegen voller Erwerbsminderung. Mit Schreiben vom 19.1.2021 wandte er sich unter Vorla-
ge des Bescheids an die Beklagte und beantragte, die betriebliche Invaliditätsrente ab Januar 
2021 zu gewähren. Am 20.8.2021 kündigte er sein Arbeitsverhältnis zum 31.3.2022. Ab April 2022 
leistete die Beklagte das Ruhegeld. Der Kläger hat geltend gemacht, ihm stehe bereits ab Janu-
ar 2021 das betriebliche Ruhegeld zu. § 7 Abs. 4 ZVO setze nicht eindeutig das rechtliche Aus-
scheiden aus dem Arbeitsverhältnis voraus. Jedenfalls sei die Regelung unwirksam, da er un-
zumutbar gezwungen werde, sein Arbeitsverhältnis zu beenden, um in den Genuss des Ruhe-
gelds zu kommen. Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen.

Die Revision des Klägers vor dem BAG blieb ebenfalls erfolglos. Die Auslegung des § 7 Abs. 4 
ZVO als AGB ergab, dass die ZVO das rechtliche Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis für  
einen Anspruch auf das betriebliche Ruhegeld voraussetzt. Die der Inhaltskontrolle unterlie-
gende Regelung benachteiligt den Kläger auch nicht unangemessen entgegen den Geboten von 
Treu und Glauben. Es ist im Grundsatz zumutbar, die Zahlung einer betrieblichen Invaliditäts-
rente davon abhängig zu machen, dass eine gesetzliche Erwerbsminderungsrente bewilligt und 
das Arbeitsverhältnis beendet ist. Unter Berücksichtigung der wechselseitigen Interessen wird 
dadurch kein unzumutbarer Druck auf den Arbeitnehmer zur Beendigung seines Arbeitsver-
hältnisses ausgeübt.

QUELLE  |  BAG, Urteil vom 10.10.2023, 3 AZR 250/22, PM 40/23

ZEUGNISANSPRUCH

Arbeitgeber muss für Zeugnis seinen Briefbogen nutzen
|  Wenn im Berufszweig des Arbeitgebers üblicherweise im geschäftlichen Verkehr Firmen-
bögen bzw. Briefköpfe verwandt werden und er einen solchen besitzt und benutzt, ist ein 
Zeugnis nicht ordnungsgemäß ausgestellt, wenn es nur mit einer Unterschrift des Geschäfts-
führers versehen ist. So entschied das Landesarbeitsgericht (LAG) Berlin-Brandenburg.  |

Unter diesen Umständen wird ein Zeugnis auch nicht als ordnungsgemäß im vorbezeichneten 
Sinne ausgestellt angesehen, wenn es nur mit einem Firmenstempel und nicht mit dem Brief-
kopf des Arbeitgebers versehen ist. Es genügt auch nicht, wenn ein als Zeugnis bezeichnetes 
Schriftstück bei einem Dritten den Eindruck erwecken kann, der Arbeitgeber habe lediglich  
einen Zeugnisentwurf der Arbeitnehmerin unterzeichnet, ohne sich wirklich mit dem Inhalt der 
Erklärung zu identifizieren. Gerade das war hier der Fall.

QUELLE  |  LAG Berlin-Brandenburg, 28.11.2023, 26 Ta 1198/23, Abruf-Nr. 238776 unter www.iww.de
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BAURECHT

ARCHITEKTENLEISTUNG

Architekt ist kein Rechtsberater des Bauherrn
|  Der Architekt ist kein Rechtsberater des Bauherrn. Das hat der Bundesgerichtshof (BGH) 
klargestellt.  |

Architekt formulierte Klauseln
Der Architekt hat die Pflicht, die Leistungen zu erbringen, die erforderlich sind, um die mit dem 
Besteller vereinbarten Planungs- und Überwachungsziele zu erreichen. Dieses Aufgabengebiet 
hat zwar Berührungspunkte zu Rechtsdienstleistungen. So kann es zum Erreichen der Ziele 
notwendig sein, über Kenntnisse des öffentlichen und privaten Baurechts zu verfügen, um den 
Bauherrn zu beraten.

Im Fall des BGH verlangte die Klägerin vom beklagten Architekten Schadenersatz. Anfang 2010 
beauftragte der Rechtsvorgänger der Klägerin den Architekten mit Architektenleistungen der 
Leistungsphasen 1 bis 8 hinsichtlich des Neubaus eines Fabrikations- und Verwaltungsgebäu-
des. Der Beklagte stellte der Klägerin unter anderem einen Bauvertragsentwurf mit einer von 
ihm formulierten Skontoklausel zur Verfügung, den diese bei der Beauftragung von zumindest 
vier bauausführenden Unternehmern verwandte.

Unter Verwendung dieses Bauvertragsentwurfs beauftragte die Klägerin im März 2011 auch ein 
Unternehmen mit Erd- und Kanalisations- sowie Rohbauarbeiten. Dieser Vertrag enthält unter 
„E. Auftragsbestätigung“ folgende Vereinbarung: „Die Fa. … gewährt … ein Skonto von 3 Prozent 
bei Zahlungen der durch die Bauleitung geprüften und angewiesenen Abschlagszahlungen bzw. 
Schlussrechnung innerhalb 10 Arbeitstagen nach Eingang bei der Bauherrschaft.“

Rechtsstreit durch die Instanzen
Von der Schlussrechnung des Unternehmens behielt die Klägerin einen solchen Skontoabzug 
von 105.125,00 Euro netto (125.098,75 Euro brutto) ein. In einem Rechtsstreit der Klägerin gegen 
das Unternehmen erhob diese Widerklage auf Zahlung von 125.098,75 Euro mit der Begrün-
dung, die Skontoklausel sei als AGB unwirksam, sodass die Klägerin diesen Betrag zu Unrecht 
von der Schlussrechnung einbehalten habe. In diesem Prozess schlossen die Klägerin und das 
Unternehmen einen Vergleich, in dem sich die Klägerin den von der Schlussrechnung zurück-
behaltenen Betrag auf die von ihr gegen das Unternehmen geltend gemachten Ansprüche  
anrechnen ließ. Die Klägerin ist der Auffassung, ihr sei der auf die Schlussrechnung des Unter-
nehmens vorgenommene Skontoabzug nur deshalb nicht verblieben, da die vom beklagten  
Architekten vorgeschlagene Skontoklausel unwirksam gewesen sei. Der Beklagte sei deshalb 
zum Schadenersatz in Höhe von 125.098,75 Euro verpflichtet.

Verstoß gegen das Rechtsdienstleistungsgesetz
Der BGH hat festgestellt, dass der Architekt durch die Zurverfügungstellung der von ihm  
selbst entworfenen Skontoklausel gegen das Rechtsdienstleistungsgesetz (RFD) verstoßen hat. 
Unter diesem rechtlichen Gesichtspunkt hatte das Berufungsgericht den Sachverhalt nicht  
geprüft und deshalb eine hierauf gestützte Haftung des Beklagten in seine Erwägungen nicht 
einbezogen.
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Keine Erlaubnis zur Rechtsberatung
Der BGH betont: Ein Architekt ist kein Rechtsberater des Bauherrn. Seine rechtsberatende  
Tätigkeit war auch nicht durch die Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI)  
gedeckt. Daran ändert auch nichts, dass sich der Architekt zur Formulierung der Skontoklausel 
der Hilfe eines Rechtsanwalts bedient hatte.

Gericht muss erneut entscheiden
Der BGH konnte allerdings nicht in der Sache selbst entscheiden, sondern hat die Sache an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen, damit dieses erforderliche weitere Feststellungen treffen 
kann.

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 9.11.2023, VII ZR 190/22, Abruf-Nr. 238420 unter www.iww.de

LEISTUNGSZEITBESTIMMUNG

Bauvertrag: Entbehrlichkeit der Mahnung
|  Eine Klausel in einem Bauvertrag, die vorsieht, dass die Ausführungszeit zwölf Monate  
beträgt und vier Wochen nach Erteilung der Baugenehmigung, spätestens vier Wochen nach 
Abruf der Leistung durch den Bauherrn beginnt, beinhaltet keine den Anforderungen des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs (hier: § 286 Abs. 2 Nr. 2 BGB) genügende Leistungszeitbestimmung. So 
sieht es das Oberlandesgericht (OLG) Saarbrücken.  |

Grundsatz
Der außergerichtliche Eintritt des Verzugs setzt als Regel eine Mahnung in Form eines ernst-
haften Leistungsverlangens voraus. Die Mahnung ist allerdings in den Fällen des § 286 Abs. 2 
BGB entbehrlich. 

Ausnahme
Neben der kalendermäßigen Bestimmung eines konkreten Datums für die Leistungserbrin-
gung begründet die Entbehrlichkeit der Mahnung auch, dass der Leistung ein Ereignis voraus-
gehen muss und eine angemessene Zeit für die Leistung in der Weise bestimmt ist, dass sie sich 
von dem Ereignis an nach dem Kalender berechnen lässt. Das OLG hat diese Voraussetzungen 
verneint, weil es mit den o. g. alternativen Möglichkeiten an einer hinreichenden Bestimmtheit 
des Fristbeginns fehle.

Leistungszeitpunkt stand bei Vertragsschluss nicht fest
Für den Fristbeginn wird an die Erteilung der Baugenehmigung angeknüpft. Für sich genom-
men würde dies den Anforderungen eines Ereignisses i. S. v. § 286 Abs. 2 Nr. 2 BGB genügen. Die 
Alternative des Abrufs durch den Bauherrn kann nach dem OLG aber nur dahingehend verstan-
den werden, dass der Auftraggeber durch einen späteren Abruf der Leistung den Ausführungs-
beginn und damit auch das Ende der Ausführungsfrist hinauszögern konnte, sodass zu dem 
maßgeblichen Zeitpunkt des Vertragsschlusses der Leistungszeitpunkt nicht – auch nicht mit-
telbar über den Eintritt eines bestimmten Ereignisses – feststand.

QUELLE  |  OLG Saarbrücken, Urteil vom 11.10.23, 2 U 196/22
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FAMILIEN- UND ERBRECHT

GEBURTSGESCHLECHT

Eintragung ins Geburtsregister:  
Was die Eltern meinen, zählt nicht
|  Das Oberlandesgericht (OLG) München hat jetzt entschieden: Eltern dürfen den Eintrag im 
Geburtsregister nicht für eine spätere Entscheidung des Kindes freihalten. Es ist in jedem Fall 
sein körperliches Geschlecht einzutragen.  |

Eltern wollten kein Geschlecht eintragen lassen
Die Eltern verlangten vom Standesamt, das Geschlecht ihres im Rahmen einer Hausgeburt zur 
Welt gekommenen Neugeborenen im Geburtsregister als „ohne“ einzutragen. Das ist zwar 
möglich. Dafür ist es aber erforderlich, dass Neugeborene keinem Geschlecht zuzuordnen ist.

Hausgeburt ohne ärztliche Unterlagen
Wegen der Hausgeburt war die einzige vorliegende Angabe zum Geschlecht die der Hebamme. 
Sie hatte im Formular zur Geburtsanzeige bei der Angabe des Geschlechts ein Kreuz im Käst-
chen „ohne“ gesetzt. Ärztliche Unterlagen gab es nicht.

Auf Nachfragen durch die Kreisverwaltung berief sich die Hebamme auf ihre (nach dem Gesetz 
nicht existente) Schweigepflicht und antwortete nicht. Es konnte nicht aufgeklärt werden, war-
um sie das o. g. Kreuz gesetzt hatte bzw. weswegen das Kind keinem Geschlecht zuzuordnen 
gewesen sein sollte.

Standesamt verweigerte Eintragung und bekam Recht
Folge: Das Standesamt weigerte sich, die Geburt entsprechend dem Wunsch der Eltern „ohne 
Geschlecht“ einzutragen. Das OLG verwarf den Einwand der Eltern, sie müssten die geschlecht-
liche Identität des Neugeborenen schützen. Denn dieses habe zum einen noch keine Vorstel-
lung von seiner Geschlechtszugehörigkeit. Zum anderen sei es unerheblich, ob die Eltern es 
subjektiv als divers oder geschlechtslos ansähen. Schließlich fehle es an einem Recht der  
Eltern, den Eintrag bis zu einer späteren Entscheidung des Kindes selbst offenzuhalten. Rele-
vant seien ausschließlich die körperlichen Merkmale des Kindes.

QUELLE  |  OLG München, Beschluss vom 1.9.2023, 31 Wx 210/23 e

DATUMSFEHLER

Scheidungsbeschluss: Falsches Ehedatum  
hindert Eintrag ins Eheregister nicht
|  Das Standesamt muss eine Scheidung trotz falschem Heiratsdatum im Eheregister eintra-
gen. Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Celle klargestellt.  |

Fehler des Gerichts
Die Ehe wurde geschieden. Im Tenor des Scheidungsbeschlusses war aufgrund eines Verse-
hens der Eheleute ein falsches Heiratsdatum angegeben. Die von der Frau beantragte Berichti-
gung lehnte das Amtsgericht (AG) ab. Das Standesamt weigerte sich, die Scheidung in das Ehe-
register einzutragen. Im Hinblick darauf begehrt die Frau erfolglos Verfahrenskostenhilfe für 
eine Beschwerde.



MONATSRUNDSCHREIBEN� 03-2024

Familien- und Erbrecht

INFEKTIONSSCHUTZGESETZ

Zwangsgeldandrohung: Impfpflicht auch für Schulkinder
|  Das Verwaltungsgericht (VG) Minden hat in einem Eilverfahren entschieden: Die Kriterien 
des BVerfG zur Masernimpfung u. a. bei Kindergartenkindern sind auch auf Schulkinder über-
tragbar. Das bedeutet: Die Eltern müssen die Impfung ihrer eine Schule besuchenden Kinder 
nachweisen.  |

Der Kreis forderte die Eltern von zwei schulpflichtigen Kindern unter Androhung von Zwangs-
geld dazu auf, nachzuweisen, dass ihre Kinder gegen Masern geimpft sind oder aus medizini-
schen Gründen nicht dagegen geimpft werden können. Die Eltern hielten die Anordnungen für 
eine unzulässige Impfpflicht ihrer Kinder. Ihre Eilanträge dagegen blieben jedoch erfolglos.

Die Voraussetzungen des Infektionsschutzgesetzes waren im Fall des VG erfüllt (hier: § 20 Abs. 
12 S. 1, Abs. 13 S. 1 IfSG). Die Eingriffe in das Recht der Eltern auf Gesundheitssorge sowie der 
Erziehung und das Recht auf körperliche Unversehrtheit der Kinder waren gerechtfertigt. Denn 
die Masernimpfung dient den überragend gewichtigen Rechtsgütern des Grundrechts auf  
Leben und der körperlichen Unversehrtheit einer Vielzahl von Personen.

Zwar können Eltern, anders als bei Kindergartenkindern, nicht vermeiden, dass ihre schul-
pflichtigen Kinder immunisiert werden. Eine Impfung nach den medizinischen Standards dient 
aber dem Kindeswohl. So hatte es bereits das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) entschieden.

QUELLE  |  VG Minden, Beschluss vom 6.11.2023, 7 L 882/23 und 7 L 883/23, Abruf-Nr. 238285 unter www.iww.de

Folgen des Fehlers
Der Scheidungsbeschluss ist nicht zu berichtigen. Eine Berichtigung beseitigt nämlich nur Feh-
ler bei der Willensäußerung, nicht aber bei der Willensbildung des Gerichts. Die irrtümliche 
Annahme des AG über das Heiratsdatum betrifft die Willensbildung.

Das Verfahren, das Bestehen oder Nichtbestehen einer Ehe festzustellen, kommt ebenfalls 
nicht in Betracht. Denn eine solche Feststellung wirkt nur unter den Ehegatten, unter denen die 
Scheidung unstreitig ist, und bindet das Standesamt deshalb nicht. Die Scheidung ist als Folge-
beurkundung zur Eheschließung in das Eheregister aufzunehmen. Grundlage dafür kann nur 
der rechtskräftige Scheidungsbeschluss, nicht aber eine bloß zwischen den Ehegatten wirken-
de Feststellung sein.

Scheidung einzutragen
Der rechtskräftige Scheidungsbeschluss hat trotz des unrichtigen Heiratsdatums im Tenor die 
Ehe geschieden, sodass die Scheidung vom Standesamt einzutragen ist. Die falsche Datums- 
und Registerbezeichnung ist eine im Hinblick auf die Scheidung in jeder Hinsicht unschädliche 
Falschbezeichnung. Das Standesamt nimmt Eintragungen aufgrund vorgelegter öffentlicher 
Urkunden, aber auch eigener Ermittlungen vor. Aus dem Scheidungsbeschluss, der dem Stan-
desamt als öffentliche Urkunde vorliegt, kann ohne Weiteres und unmittelbar auf die Scheidung 
geschlossen werden. Es gibt keinen Grund, der das Standesamt daran hindern könnte, die 
Scheidung als Folgetatsache zur Eheschließung einzutragen.

QUELLE  |  OLG Celle, Beschluss vom 19.10.2023, 17 WF 148/23, Abruf-Nr. 238199 unter www.iww.de
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TESTAMENT

Wirksame Erbeinsetzung eines behandelnden Arztes
|  Die Erbeinsetzung eines behandelnden Arztes führt nicht zur (Teil-) Nichtigkeit eines Testa-
ments. Das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am Main hat jetzt auf eine Beschwerde hin 
dem Erbscheinsantrag u.a. des behandelnden Arztes stattgegeben.  |

Das war geschehen
Die Erblasserin hatte ihren behandelnden Arzt in mehreren Testamenten, zuletzt in einem Tes-
tament aus dem Jahr 2021, neben weiteren Freunden und Verwandten zum Miterben eingesetzt. 
Das Testament aus dem Jahr 2021 hatte sie ihrem Arzt vorgelegt und ihn um Bestätigung ihrer 
Testierfähigkeit gebeten. Der Arzt hatte einen entsprechenden Vermerk auf dem Testament  
angebracht. Nach dem Tod der Erblasserin beantragen nunmehr der behandelnde Arzt und 
zwei weitere Miterben, einen Erbschein auf der Grundlage dieses Testaments zu erteilen.

Miterbe focht Testament an
In dem Erbscheinsverfahren hatte einer der übrigen Miterben das Testament mit der Begrün-
dung angefochten, es liege ein Verstoß gegen die Berufsordnung der hessischen Ärztekammer 
(§ 32 BO-Ä) vor. Gemäß § 32 Abs. 1 BO-Ä ist es „Ärztinnen und Ärzten nicht gestattet, von Pati-
entinnen und Patienten (…) Geschenke oder andere Vorteile (…) sich versprechen zu lassen oder 
anzunehmen, wenn hierdurch der Eindruck erweckt wird, dass die Unabhängigkeit der ärztli-
chen Entscheidung beeinflusst wird“. Des Weiteren sei die herzkranke und pflegebedürftige 
Erblasserin testierunfähig gewesen. Der Miterbe hatte seinerseits einen Erbscheinsantrag auf 
der Grundlage eines vorangegangenen Testaments gestellt.

Nachlassgericht gab Miterben Recht
Das Nachlassgericht hatte beide Erbscheinsanträge zurückgewiesen. Das Testament aus dem 
Jahr 2021 sei in Bezug auf die Erbeinsetzung des behandelnden Arztes wegen eines Verstoßes 
gegen § 32 BO-Ä teilnichtig, sodass keiner der beiden Erbscheinsanträge zutreffend sei.

Beschwerde des Arztes hatte Erfolg
Vor dem OLG hatte die hiergegen gerichtete Beschwerde u.a. des behandelnden Arztes Erfolg. 
Der Arzt sei wirksam als Miterbe eingesetzt worden, stellte das OLG fest.

Die berufsständische Regelung in der Satzung der Landesärztekammer stelle zwar im Aus-
gangspunkt ein Verbotsgesetz i. S. d. Bürgerlichen Gesetzbuchs (hier: § 134 BGB) dar. Eine ver-
fassungskonforme Auslegung ergebe jedoch, dass ein etwaiger Verstoß des Arztes nicht zur 
Nichtigkeit der Testierung durch den Erblasser führe. Anders als vergleichbare Verbotsgesetze 
für den Bereich der Pflege in Heimen, deren Schutzbereich auch den Testierenden erfasse, rich-
te sich § 32 BO-Ä in erster Linie an den behandelnden Arzt als Mitglied der Ärztekammer. Die 
Vorschrift enthalte demnach kein an den Testierenden gerichtetes Testierverbot. Eine solche 
Auslegung würde einen unangemessenen Eingriff in die durch das Grundgesetz (Art. 14 Abs. 1 
GG) geschützte Testierfreiheit darstellen, so das OLG.

Konkrete Anhaltspunkte für eine Testierunfähigkeit der Erblasserin lagen nach Ansicht des OLG 
ebenfalls nicht vor.

Die Entscheidung ist anfechtbar. Weil es sich um eine bislang noch nicht höchstrichterlich ent-
schiedene Frage handelt, hat das OLG die Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof (BGH) 
zugelassen.

QUELLE  |  OLG Frankfurt am Main, Beschluss vom 21.12.2023, 21 W 91/23, PM 1/24
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MIETRECHT UND WEG

MIETVERTRAGSKLAUSEL

Vermieter darf nicht nach freiem Ermessen  
die Zustimmung zur Tierhaltung versagen
|  Klauseln über einen Zustimmungsvorbehalt des Vermieters zur Haustierhaltung sind nur 
insoweit rechtmäßig, als die Zustimmungserteilung „ausschließlich von nachvollziehbaren 
und überprüfbaren sachlichen Kriterien“ abhängig gemacht wird, „die nur auf die Einhaltung 
des vertragsgemäßen Gebrauchs“ abzielen. So sieht es das Landgericht (LG) Berlin.  |

Fehlt es an sachlichen Kriterien, an denen sich die Entscheidung des Vermieters ausrichten 
muss und ist die Klausel – mieterfeindlich – dahin auslegbar, dass die Entscheidung des Ver-
mieters „in dessen freies, das heißt an keine nachprüfbaren Voraussetzungen gebundenes  
Ermessen“ gestellt wird, liegt eine unangemessene Benachteiligung des Mieters vor. Folge: Die 
Klausel ist unwirksam und die Haustierhaltung hängt dann nicht von einer Zustimmung des 
Vermieters ab.

Das LG folgt dem Bundesgerichtshof (BGH). Danach sind mietvertragliche Tierhaltungsklau-
seln, die die Zustimmung des Vermieters vorsehen, immer unwirksam, wenn die Entscheidung 
des Vermieters an keine überprüfbaren Beurteilungsvoraussetzungen gebunden ist. Er hat kein 
berechtigtes Interesse an einem derart schrankenlosen Erlaubnisvorbehalt. Ist die Klausel  
unwirksam, kommt es darauf an, ob die Tierhaltung zum sog. „vertragsgemäßen Gebrauch“ der 
Mietsache gehört. Es bedarf dann einer umfassenden Interessenabwägung im Einzelfall. Krite-
rien sind u. a. Art, Größe, Anzahl und Verhalten der Tiere, Zustand und Lage der Wohnung, per-
sönliche Fähigkeiten des Mieters und berechtigte Interessen anderer Hausbewohner.

QUELLE  |  LG Berlin, Urteil vom 7.12.2022, 64 S 151/22

MIETMINDERUNG

Taubenkot auf Balkon kein Mietmangel
|  Das Amtsgericht (AG) Hanau hat entschieden: Der Mieter einer Wohnung kann bei einer 
Verunreinigung seines Balkons mit Taubenkot die Miete nicht mindern und vom Vermieter 
auch nicht dessen Reinigung verlangen. So sieht es das Amtsgericht (AG) Hanau in einer  
inzwischen rechtskräftigen Entscheidung.  |

Das war geschehen
Der Balkon der Mieterin einer Wohnung war durch Taubenkot verunreinigt worden. Weil der 
Vermieter dieses nicht verhindert habe und auch keine Reinigung des Balkons vornahm, hat sie 
die Miete anteilig gekürzt. Der Vermieter klagte nun die restliche Miete ein.

Vermieter hat keinen Einfluss auf Verhalten von Tauben
Das AG hat die Mieterin verurteilt, die Miete vollständig zu zahlen. So wie hier keine anderslau-
tenden Abreden zwischen den Parteien vorliegen, sei der Vermieter nicht verpflichtet, das  
Einfliegen von Tauben und eine mögliche Verunreinigung einer vermieteten Wohnung durch 
diese zu verhindern. Hierauf habe er grundsätzlich keinen Einfluss. Es handle sich vielmehr um 
ein allgemeines Risiko, das nicht in den Verantwortungsbereich des Vermieters fällt, zumal  
die Wohnung ohne entsprechende Abwehreinrichtungen, etwa ein Taubennetz, gemietet  
wurde. Auch schulde der Vermieter nicht die Reinigung des Balkons. Zwar habe er für den  
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ordnungsgemäßen Zustand der Liegenschaft zu sorgen, das erfordere entsprechende Säube-
rungsarbeiten jedoch nur auf den Gemeinschaftsflächen; für die Reinigung der gemieteten 
Wohnung sei der Mieter zuständig.

QUELLE  |  AG Hanau, Urteil vom 25.10.2022, 94 C 21/22, PM vom 9.11.2023

WEG

Keine Entlastung des Verwalters  
ohne ordnungsmäßigen Vermögensbericht
|  Hat der Verwalter einer Wohnungseigentümergemeinschaft keinen ordnungsmäßigen Ver-
mögensbericht vorgelegt, entspricht ein Entlastungsbeschluss nicht einer ordnungsmäßigen 
Verwaltung. Die Jahresabrechnung mit einer Einnahmen-Ausgaben-Rechnung ist nicht aus-
reichend. So entschied es das Landgericht (LG) Frankfurt/Main.  |

Anfechtung eines Entlastungsbeschlusses
Es ging um die Anfechtung eines Entlastungsbeschlusses, mit dem Argument, der Verwalter 
habe keinen Vermögensbericht vorgelegt. Der Verwalter verweist auf umfangreiche Abrech-
nungsunterlagen und eine nachträglich vorgelegte Einnahmen-Ausgaben-Rechnung.

Die Entlastung hat die Wirkung eines negativen Schuldanerkenntnisses und es werden zumin-
dest Ansprüche ausgeschlossen, die der Wohnungseigentümergemeinschaft bekannt waren. 
Daher entspricht ein Entlastungsbeschluss nicht ordnungsmäßiger Verwaltung, wenn noch  
Ansprüche aus dem Entlastungszeitraum bestehen. Zu diesen gehören Auskünfte oder Erklä-
rungen, die der Verwalter der Eigentümergemeinschaft schuldet. Erfasst ist also auch die Ver-
pflichtung, einen Vermögensbericht zu erstellen.

Klage war erfolgreich
Die Anfechtungsklage war erfolgreich. Eine Entlastung könne, so das LG, nur erteilt werden, 
wenn der Bericht umfassend und zutreffend erstellt ist. Denn andernfalls könnte die Eigentü-
mergemeinschaft den fortbestehenden Anspruch eines Wohnungseigentümers auf Vorlage 
oder Korrektur nicht (mehr) erfüllen.

Vermögensbericht informiert über wirtschaftliche Lage der WEG
Hier fehlte aber ein Vermögensbericht, der den Anforderungen des Wohnungseigentumsgeset-
zes (hier: § 28 Abs. 4 WEG) genügte – selbst, wenn man auf die (im Prozess) nachgereichten 
Unterlagen abstellte. Der Vermögensbericht soll die Eigentümer in die Lage versetzen, ein 
möglichst genaues Bild über die wirtschaftliche Lage zu erhalten. Mindestinhalt ist eine Auf-
stellung des wesentlichen Gemeinschaftsvermögens, wozu Forderungen und Verbindlichkeiten 
und die wesentlichen Vermögenswerte gehören. Der Vermögensbericht ist nicht Bestandteil 
der Jahresabrechnung, sondern ein separates Dokument, das den Anforderungen des § 28  
Abs. 4 WEG genügen müsse, so das LG.

QUELLE  |  LG Frankfurt/Main, Urteil vom 9.11.2023, 2-13 S 3/23
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KRANKENGELDANSPRUCH

Krankenkasse darf bei unverschuldet verspäteter  
Verlängerung der Krankschreibung Leistung nicht verweigern
|  Erhält ein Arbeitnehmer ohne eigenes Verschulden erst kurz nach Ablauf einer Krank-
schreibung eine Verlängerung, hat er weiterhin einen Anspruch auf Krankengeld von seiner 
Krankenkasse. So sieht es das Bundessozialgericht (BSG).  |

Das war geschehen
Die Arbeitnehmerin bezog fortlaufend und über das Ende des Beschäftigungsverhältnisses zum 
30.4.18 hinaus Krankengeld wegen Arbeitsunfähigkeit, zuletzt ärztlich festgestellt bis voraus-
sichtlich Sonntag, 17.6.18. Zu einer Feststellung der weiteren Arbeitsunfähigkeit durch – wie 
zuvor – ihren Hausarzt am 18.6.18 kam es nicht. Die Arbeitnehmerin suchte ohne vorherige 
Terminvereinbarung an diesem Tag die Arztpraxis auf und erhielt wegen hohen Patientenauf-
kommens einen Termin für den 20.6.18, an dem die fortdauernde Arbeitsunfähigkeit wegen der-
selben Krankheit ärztlich festgestellt wurde. Die Zahlung von weiterem Krankengeld ab dem 
18.6.18 lehnte die Krankenkasse (Beklagte) ab, weil die Fortdauer von Arbeitsunfähigkeit nicht 
am 18.6., sondern erst am 20.6.18 ärztlich festgestellt worden sei.

Das Sozialgericht (SG) verurteilte die Krankenkasse unter Aufhebung der ablehnenden  
Bescheide, der Arbeitnehmerin im streitigen Zeitraum Krankengeld zu gewähren. Es stellte 
fest, dass die Mitgliedschaft der Arbeitnehmerin bei der Krankenkasse fortbestehe. Das Lan-
dessozialgericht (LSG) wies die Berufung der Krankenkasse zurück.

So sieht es das Bundessozialgericht
Die Revision der Krankenkasse vor dem (BSG) war erfolglos. Die Vorinstanzen entschieden  
zutreffend, dass die Mitgliedschaft der Arbeitnehmerin bei der Krankenkasse über den 17.6.18 
hinaus erhalten geblieben sei. Sie könne weiteres Krankengeld bis zum 11.9.18 beanspruchen.

Zwar sei keine erneute ärztliche Arbeitsunfähigkeit(AU)-Feststellung am 18.6.18, sondern erst 
am 20.6.18 erfolgt. Das Fehlen einer lückenlosen, für die weitere Bewilligung von Krankengeld 
nötigen AU-Feststellung habe damit an sich die nach § 192 Abs. 1 Nr. 2 SGB V aufrechterhaltene 
Pflichtmitgliedschaft und den Krankenversicherungsschutz mit Anspruch auf Krankengeld ab 
dem 18.6.18 beendet. Grundsätzlich müsse der Versicherte dafür sorgen, dass eine rechtzeitige 
ärztliche AU-Feststellung erfolge. Insoweit seien in der BSG-Rechtsprechung aber enge Aus-
nahmen anerkannt worden, bei deren Vorliegen der Versicherte so zu behandeln sei, als hätte 
er von dem aufgesuchten Arzt rechtzeitig die ärztliche Feststellung der AU erhalten.

Bemühen des Patienten muss rechtzeitig erfolgen
Einem „rechtzeitig“ erfolgten persönlichen Arzt-Patienten-Kontakt zur Feststellung der  
Arbeitsunfähigkeit stehe es danach gleich, wenn der Versicherte alles in seiner Macht Stehende 
und ihm Zumutbare getan habe. Er müsse rechtzeitig innerhalb der anspruchsbegründenden 
beziehungsweise -erhaltenden zeitlichen Grenzen versuchen, eine ärztliche Feststellung der 
Arbeitsunfähigkeit als Voraussetzung des Anspruchs auf Krankengeld zu erhalten. Dies gelte 
auch, wenn es zum persönlichen Arzt-Patienten-Kontakt aus den dem Vertragsarzt und der 
Krankenkasse zurechenbaren Gründen erst verspätet, aber nach Wegfall dieser Gründe  
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gekommen sei. Ob dem so ist, erfordere eine wertende Betrachtung der Risiko- und Verantwor-
tungsbereiche des Versicherten, des Arztes und der Krankenkasse. In diese würden verfas-
sungsrechtliche Vorgaben mit einfließen.

Mit dem persönlichen Aufsuchen in der Praxis am 18.6.18 habe die Arbeitnehmerin rechtzeitig 
versucht, eine ärztliche Feststellung von AU wegen derselben Krankheit zu erlangen. Tatsäch-
liche Anhaltspunkte dafür, dass sie nicht darauf vertrauen durfte, noch am 18.6.18 eine ärztliche 
AU-Folgefeststellung zu erhalten, habe das LSG nicht festgestellt und seien auch für das BSG 
nicht ersichtlich. Dass es nicht an diesem Tag zum persönlichen Arzt-Patienten-Kontakt  
gekommen sei, sei maßgeblich nicht der Arbeitnehmerin zuzurechnen, sondern dem Vertrags-
arzt und der Krankenkasse. Denn das vom Vertragsarzt angeleitete Praxispersonal habe ihr 
trotz Schilderung ihres Anliegens wegen hohen Patientenaufkommens einen Termin erst für 
den 20.6.18 gegeben, an dem die weitere Arbeitsunfähigkeit wegen derselben Krankheit ärztlich 
festgestellt worden sei.

Patient darf Arztpraxis ohne Termin am ersten Tag nach AU-Ende aufsuchen
Fazit: Der Anspruch auf weiteres Krankengeld bleibt also durch rechtzeitiges Tätigwerden durch 
den Arbeitnehmer auch bestehen, wenn er ohne zuvor vereinbarten Termin am ersten Tag nach 
Ablauf einer zuvor festgestellten Arbeitsunfähigkeit die Arztpraxis zur normalen Öffnungszeit 
persönlich aufsucht, um wegen derselben Krankheit eine Arbeitsunfähigkeits-Folgefeststel-
lung zu erlangen.

QUELLE  |  BSG, Urteil vom 21.9.2023, B 3 KR 11/22 R, Abruf-Nr. 238435 unter www.iww.de

HAFTUNG

Private Bergtour: Ersatzansprüche gegen Reiseführer  
Frage des Einzelfalls
|  Eine rein private gemeinsame Freizeitveranstaltung, z. B. eine privat durchgeführte  
gemeinsame Bergtour, ist für sich genommen nicht geeignet, eine vertragliche Haftung zu 
begründen. So sieht es das Landgericht (LG) München.  |

Der Entscheidung lag der Fall zugrunde, dass sich zwei befreundete Wanderer auf eine gemein-
same Tour begeben hatten. Der erfahrenere Wanderer führte beide. Sie kamen dann in eine 
Situation, in der der unerfahrene Wanderer nur noch mit einem Hubschrauber befreit werden 
konnte. Die Kosten für den befreienden Transport betrugen 8.500 Euro.

Den Erstattungsanspruch gegen den erfahrenen und führenden Wanderer verneinte das LG. Es 
habe sich nur um eine alltägliche Gefälligkeit gehandelt, bei der – erkennbar – kein Haftungs-
wille bestehe. Es habe sich um eine Gefahrengemeinschaft gehandelt. Der erfahrene Wanderer 
habe hierbei keine Gefahrenverantwortung übernommen. Eine Haftungsübernahmeerklärung 
lag insoweit nicht vor.

QUELLE  |  LG München I, Urteil vom 24.10.2023, 27 O 3674/23, Abruf-Nr. 238294 unter www.iww.de
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REISEPREISMINDERUNG

Reisender muss sich über typische Witterungsbedingungen 
am Zielort selbst informieren
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am Main hat klargestellt: Ein Reisender muss sich 
selbst über allgemein zugängliche Quellen über die klimatischen Bedingungen des Reiseziels 
informieren. Den Reiseveranstalter trifft keine Aufklärungspflicht, da kein sogenanntes Wis-
sensgefälle vorliegt.  |

Das war geschehen
Die Klägerin buchte bei der Beklagten für sich und ihren Partner eine exklusive Ecuador-Privat-
rundreise für Mitte bis Ende Dezember 2021 für rund 18.000 Euro. Wegen zahlreicher behaupte-
ter Mängel – u.a. witterungsbedingter Beeinträchtigungen, eines ausgefallenen Ausflugs und 
Lärmbelästigungen – verlangt sie nun Minderung des Reisepreises in Höhe von gut 6.000 Euro 
von der Beklagten. Das Landgericht (LG) hatte der Klage in Höhe von gut 800 Euro u.a. wegen 
eines ausgefallenen Ausflugs und der erlittenen Lärmbelästigungen stattgegeben und Ansprü-
che wegen witterungsbedingter Beeinträchtigungen abgewiesen.

So entschieden die Instanzen
Die hiergegen gerichtete Berufung hatte auch vor dem OLG keinen Erfolg. Das LG hatte zu Recht 
Ansprüche wegen witterungsbedingter Sichtbeeinträchtigungen auf ihrer Ecuadorreise ver-
neint, betonte das OLG. Der Veranstalter einer Reise hafte grundsätzlich nicht für „die im Ziel-
gebiet herrschenden Wetterverhältnisse und klimatischen Gegebenheiten“.

Übliche Witterung im Dezember
Die Beklagte sei auch nicht verpflichtet gewesen, die Klägerin vor Abschluss des Reisevertrags 
über die im Reisemonat Dezember in Ecuador üblicherweise zu erwartenden Witterungsbeein-
trächtigungen aufzuklären und auf Regenzeiten hinzuweisen. Eine gesteigerte Informations-
pflicht eines Reiseveranstalters bestehe nur hinsichtlich der Umstände, bei denen der Reisende 
über ein Informationsdefizit verfügt. Vorliegend habe sich die Klägerin indes ohne Weiteres über 
das Internet über die klimatischen Besonderheiten am Urlaubsort informieren können. Das 
Internet biete dem Reisenden umfangreiche, aktuelle und unentgeltliche Informationen – unab-
hängig vom typischerweise erst nach der Entscheidung für ein Zielgebiet erfolgten Erwerb  
eines Reiseführers. Bereits bei einer einfachen Recherche im Internet sei ersichtlich, dass der 
Monat Dezember sowohl im Andenhochland als auch im Amazonasgebiet als regenreich gelte 
und damit Sichtbeeinträchtigungen aufgrund von Regen und Nebel allgemein zu erwarten  
gewesen seien. Hier habe sich damit ein allgemeines Umwelt- bzw. Umfeldrisiko verwirklicht.

Auch hoher Preis rechtfertigt keine besondere Beratungspflicht
Der Umstand, dass es sich um eine recht hochpreisige Reise gehandelt habe, führe nicht zu 
einer besonderen Beratungspflicht. Maßgeblich für den Reisepreis sei vielmehr die Ausgestal-
tung als exklusive Privatreise mit Gabelflug gewesen.

Soweit den Reiseveranstalter eine Hinweispflicht treffen könne, wenn sich für die Reisezeit eine 
atypische, unvorhergesehene Wetterlage abzeichne, mache die Klägerin diese Voraussetzun-
gen hier nicht geltend.

Die Reisebeschreibung enthalte schließlich auch keinerlei Aussagen zur Umgebung, Land-
schaft oder Tierwelt, die die Klägerin witterungsbedingt nicht wahrzunehmen vermocht habe.

Die Entscheidung ist nicht anfechtbar.

QUELLE  |  OLG Frankfurt am Main, Hinweisbeschluss vom 13.6.2023 sowie Beschluss vom 28.8.2023, 16 U 54/23, PM 55/23
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Sozialwohnung: Jobcenter muss Mietkosten anerkennen
|  Das Landessozialgericht (LSG) Berlin-Brandenburg hat entschieden: Bei der Beurteilung 
der Frage, in welcher Höhe Mietkosten von den Jobcentern zu übernehmen sind, muss ein 
Vergleich mit den Mieten für Sozialwohnungen erfolgen. Mietpreise, die für nach dem Recht 
des sozialen Wohnungsbaus geförderte Wohnungen gezahlt werden, könnten nicht als unan-
gemessen angesehen werden.  |

Damit hat es der gegen das zuständige Berliner Jobcenter gerichteten Klage einer Empfängerin 
von Grundsicherungsleistungen („Hartz IV“, jetzt Bürgergeld) insoweit stattgegeben.

Das war geschehen
Es ging um Zeiträume in den Jahren 2015/2016. Die allein lebende Frau verlangte die Übernah-
me der vollen Kosten für Miete und Heizung in Höhe von damals rund 640 Euro für ihre 90 m² 
große Dreizimmerwohnung. Die Suche nach einer günstigeren Wohnung im angespannten Ber-
liner Wohnungsmarkt sei aussichtslos gewesen.

Das Jobcenter hatte insgesamt nur rund 480 Euro für angemessenen gehalten. Dabei bezog es 
sich auf die Ausführungsvorschriften der zuständigen Senatsverwaltung für Integration, Arbeit 
und Soziales, die die Grenze der Angemessenheit aus den durchschnittlichen Mietkosten ablei-
tet, wie sie der Mietspiegel für Berlin für einfache Wohnlagen ausweist.

Jobcenter in die Schranken gewiesen
Das LSG hält dieses Vorgehen für unzulässig. Die so berücksichtigten Wohnungen erfassten nur 
den durchschnittlichen Fall der Angemessenheit, nicht aber deren „obere Grenze“. Zwar könn-
ten Empfänger von Leistungen der Jobcenter auf solche Wohnungen verwiesen werden, die  
lediglich einfache Bedürfnisse für eine sichere Unterkunft befriedigen. Wohnungen zum noch 
als angemessen angesehenen Mietpreis müssten jedoch auch tatsächlich für Leistungsberech-
tigte zur Verfügung stehen.

Berliner Wohnungsmangel
Dies sei hier nicht der Fall und ergebe sich auch aus einer statistischen Auswertung des Wohn-
raumbedarfsberichts der Senatsverwaltung aus dem Jahr 2019. Demnach habe es in Berlin 
76.000 Haushalte (darunter 33.000 Einpersonenhaushalte) gegeben, die Leistungen der Grund-
sicherung bezogen hätten, deren Mietkosten jedoch über den von den Jobcentern herangezoge-
nen Grenzwerten gelegen hätten. Zugleich weise der genannte Bericht eine massive Angebots-
lücke von 345.000 Wohnungen allein im Bereich der Wohnungen für Einpersonenhaushalte aus.

Auch Sozialwohnungen unangemessen teuer
In einer solchen Situation könne das Gericht keinen Grenzwert bestimmen. Im vorliegenden Fall 
lasse sich bei einem Vergleich mit den Mieten für Sozialwohnungen, die gerade für Grundsiche-
rungsempfänger als angemessener Wohnraum bereitgestellt werden sollen, feststellen, dass 
die Wohnung der Frau noch angemessen gewesen sei. Die nach der Rechtsprechung des Bun-
dessozialgerichts (BSG) ggf. als Höchstgrenze heranzuziehenden Werte (110 Prozent der Tabelle 
nach § 12 Wohngeldgesetz) seien für Berliner Verhältnisse ungeeignet, weil danach selbst viele 
Sozialwohnungen als unangemessen teuer angesehen werden müssten.

QUELLE  |  LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 30.3.2023, L 32 AS 1888/17, PM vom 4.4.2023
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SCHADENERSATZ

Ersatzfähigkeit der Kosten für die Verwahrung  
eines privat abgeschleppten KFZ
|  Der Bundesgerichtshof (BGH) hat entschieden: Zu den erstattungsfähigen Kosten für die 
Entfernung eines unbefugt auf einem Privatgrundstück abgestellten Fahrzeugs gehören auch 
die Kosten, die im Zusammenhang mit der Verwahrung des Fahrzeugs im Anschluss an den 
Abschleppvorgang entstehen.  |

Das war geschehen
Der Kläger ist Halter und Eigentümer eines Pkw, den er an seine Schwester verliehen hatte. 
Diese stellte das Fahrzeug unbefugt auf einem Privatgrundstück ab, das von der Streithelferin 
der Beklagten für die Grundstückseigentümerin verwaltet wird. Im Auftrag der Streithelferin 
schleppte die Beklagte, die ein Abschleppunternehmen betreibt, das Fahrzeug ab und verbrach-
te es auf ihr Firmengelände. Auf das nach fünf Tagen geäußerte Herausgabeverlangen des Klä-
gers reagierte die Beklagte nicht.

So sahen es die Vorinstanzen
Der Kläger hat von der Beklagten erstinstanzlich die Herausgabe des Fahrzeugs verlangt. Die 
Parteien haben den Rechtsstreit insoweit zwischenzeitlich übereinstimmend für erledigt  
erklärt. Nicht mehr im Streit steht auch der mit der Widerklage verlangte Ersatz der Abschlepp-
kosten. Gegenstand des Revisionsverfahrens ist der Teil, mit dem die Beklagte den Kläger auf 
Ersatz der Verwahrkosten in Höhe von knapp 5.000 Euro aus abgetretenem Recht der Streithel-
ferin in Anspruch nimmt (15 Euro pro Tag der Verwahrung). Das Landgericht (LG) hat dem statt-
gegeben. Das Oberlandesgericht (OLG) hat das landgerichtliche Urteil dahingehend geändert, 
dass die Beklagte Ersatz der Verwahrkosten nur in Höhe von 75 Euro für fünf Tage verlangen 
kann. Mit der Revision zum BGH will die Beklagte die Wiederherstellung des landgerichtlichen 
Urteils erreichen. Der Kläger verfolgt demgegenüber die vollständige Abweisung der Widerkla-
ge.

So sieht es der Bundesgerichtshof
Der BGH hat die Ansprüche beider Parteien zurückgewiesen. Die Annahme des Berufungsge-
richts, der Beklagten stehe aus abgetretenem Recht der Streithelferin (nur) ein Anspruch auf 
Ersatz der in den ersten fünf Tagen der Verwahrung angefallenen Verwahrkosten zu, sei frei von 
Rechtsfehlern.

Kosten der Verwahrung gehören zum Abschleppvorgang
Zu den nach den Vorschriften der sog. berechtigten Geschäftsführung ohne Auftrag erstat-
tungsfähigen Kosten für die Entfernung eines unbefugt auf einem Privatgrundstück abgestell-
ten Fahrzeugs zählen auch die Kosten, die im Zusammenhang mit der anschließenden Verwah-
rung des Fahrzeugs entstehen. Diese Kosten dienen noch der Abwicklung des Abschleppvor-
gangs. Der Grundstücksbesitzer nimmt mit dem Abschleppen ein Selbsthilferecht wahr, das 
einfach handhabbar sein muss und nicht mit Haftungsrisiken behaftet sein darf. Deshalb ist er 
nicht gehalten, einen Parkplatz im öffentlichen Parkraum ausfindig zu machen, sondern er darf 
das Fahrzeug in sichere Verwahrung geben.
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Versicherungsnehmer muss bei Gutachtenauftrag auf Vor-
schäden hinweisen
|  Der Versicherungsnehmer muss den Versicherer bei der Regulierung eines Kasko-Scha-
dens auf ihm bekannte Vorschäden des versicherten Fahrzeugs hinweisen. Diese Obliegen-
heit besteht auch, wenn der Versicherungsnehmer selbst davon ausgeht, dass ein vollständig 
fachgerecht reparierter Vorschaden vorliegt. Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Bremen 
entschieden.  |

Das OLG machte aber auch deutlich, dass diese Hinweispflicht nicht nur gegenüber dem Versi-
cherer besteht. Sie greift auch, wenn der Versicherungsnehmer ein privates Gutachten erstel-
len lässt, das Grundlage der Schadensregulierung in der Kfz-Vollkaskoversicherung sein soll.

Sind dem Versicherungsnehmer die Vorschäden bekannt, muss er sie gegenüber dem von ihm 
beauftragten Gutachter offenlegen. Unterlässt er dies und lässt der Gutachter unstreitig vor-
handene Vorschäden bei der Ermittlung der Schadenshöhe unberücksichtigt, ist das Gutachten 
für den geplanten Zweck unbrauchbar. Es ist unvollständig und zur Ermittlung der Schadens
höhe ungeeignet.

Hinzu kommt: Durch die Vorlage dieses unbrauchbaren Gutachtens kommt der Versicherungs-
nehmer der ihm obliegenden Darlegungs- und Beweislast zum Schadensumfang bereits nicht 
nach.

QUELLE  |  OLG Bremen, Beschluss vom 14.6.2023, 3 U 41/22, Abruf-Nr. 238456 unter www.iww.de

Fahrzeughalter ist zu informieren
Der Grundstücksbesitzer ist allerdings gehalten, den Halter des abgeschleppten Fahrzeugs  
unmittelbar im Anschluss über den Abschleppvorgang zu unterrichten. Eine Verletzung dieser 
Pflicht kann zu einer Anspruchskürzung führen, wenn sie zur Folge hat, dass der Halter die 
Herausgabe seines Fahrzeugs – anders als es hier der Fall war – erst mit einer zeitlichen Ver-
zögerung verlangen kann.

Der Erstattungsanspruch ist zudem zeitlich bis zu einem Herausgabeverlangen des Halters 
begrenzt. Nachfolgend anfallende Verwahrkosten dienen nicht mehr der Abwicklung des  
Abschleppvorgangs, sondern sind nur noch auf eine Herausgabeverweigerung und die damit 
bezweckte Durchsetzung des entstandenen Kostenerstattungsanspruchs wegen der Besitzstö-
rung zurückzuführen. Da der Kläger hier nach fünf Tagen sein Fahrzeug von der Beklagten  
herausverlangt hat, hat die Beklagte aus abgetretenem Recht der Streithelferin einen Anspruch 
auf Ersatz der bis zu dem Herausgabeverlangen angefallenen Verwahrkosten in Höhe von ins-
gesamt 75 Euro.

Auch für die Zeit nach dem Herausgabeverlangen kommt grundsätzlich ein Anspruch auf Ersatz 
von weiteren Verwahrkosten in Betracht, nämlich dann, wenn der das Fahrzeug herausverlan-
gende Halter nicht bereit ist, im Gegenzug die für das Abschleppen und die bisherige Verwah-
rung angefallenen ortsüblichen Kosten zu zahlen und der Abschleppunternehmer daraufhin die 
Herausgabe des Fahrzeugs verweigert, sodass der Halter in Annahmeverzug gerät. Dennoch 
blieb die Beklagte vor dem BGH erfolglos, weil sie auf das Herausgabeverlangen des Klägers 
diesem die Herausgabe des Fahrzeugs nicht ordnungsgemäß in einer den Annahmeverzug  
begründenden Weise angeboten hat.

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 17.11.2023, V ZR 192/22, PM 190/23
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EILANTRAG

„Kiezblocks“ nur bei erhöhter Gefahrenlage zulässig
|  Straßensperrungen zur Reduzierung des motorisierten Kraftfahrzeugverkehrs auf Durch-
gangsstraßen dürfen nur bei besonderen Gefahren für die Sicherheit und Ordnung des Ver-
kehrs angeordnet werden. Mit dieser Begründung hat das Verwaltungsgericht (VG) Berlin  
einem Eilantrag stattgegeben, der sich u.a. gegen die Sperrung einer Straße mittels Sperr-
pfosten, der Einrichtung eines sog. „Kiezblocks“, auf einer Straße in Berlin-Pankow gewandt 
hatte.  |

Maßnahmen zur Reduzierung des Durchgangsverkehrs
Im Juni 2021 hatte die Bezirksverordnetenversammlung (BVV) des Bezirks Pankow von Berlin 
das Bezirksamt aufgefordert, Maßnahmen zur wirksamen Reduzierung des Durchgangsver-
kehrs in einer bestimmten Straße zu treffen. Dort sei ein zunehmender Durchgangsverkehr zu 
verzeichnen, wobei die zulässige Höchstgeschwindigkeit regelmäßig deutlich überschritten 
werde. Außerdem würden oft die schmalen Gehwege befahren, die sich in einem beklagenswer-
ten Zustand befänden. Dadurch komme es häufig zu gefährlichen Situationen zwischen Ver-
kehrsteilnehmern, insbesondere für Kinder auf dem Weg zur Kindertagesstätte oder zur Schu-
le.

Das Bezirksamt erließ im Februar 2023 eine verkehrsrechtliche Anordnung, mit der u.a. mittels 
Sperrpfosten die Durchfahrt für Kraftfahrzeuge untersagt wurde. Zur Begründung verwies das 
Bezirksamt auf den Beschluss der BVV Pankow.

Keine außerordentlichen Straßenschäden
Der Eilantrag hatte Erfolg. Nach Auffassung des VG bestehen ernstliche Zweifel an der Recht-
mäßigkeit der Aufstellung der Sperrpfosten und sonstiger Verkehrsschilder. Die nach der Stra-
ßenverkehrsordnung einzuhaltenden Vorgaben seien nicht erfüllt. Zwar könnten spezielle Ver-
kehrsregelungen zur Verhütung außerordentlicher Schäden an der Straße getroffen werden; 
hier sei aber nicht ersichtlich, dass in der betreffenden Straße Schäden bestünden, die über 
gewöhnliche Verschleißerscheinungen hinausgingen. Ein erhöhtes Risiko der Beeinträchtigung 
der Wohnbevölkerung vor Lärm und Abgasen sei ebenso wenig ersichtlich.

In der betreffenden Straße gelte bereits jetzt eine zulässige Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h, 
die – bei einer Durchschnittsgeschwindigkeit von 22 km/h – weitgehend eingehalten werde. 
Messungen zur Lärm- und Abgasbelastung habe der Antragsgegner nicht durchgeführt.

Keine erhöhte Gefahrenlage
Schließlich habe das Bezirksamt auch im Übrigen eine erhöhte Gefahrenlage nicht dargelegt. 
Soweit es sich auf Gefahren wegen des erhöhten Verkehrsaufkommens oder des Verhaltens der 
Verkehrsteilnehmer berufe, hätte die Behörde zumindest Angaben über aktuelle Verkehrs- und/
oder Unfallzahlen sowie Ordnungswidrigkeitenverfahren machen müssen. Daran fehle es hier. 
Im Gegenteil habe nicht nur die Polizei Berlin erhebliche Bedenken gegen die verkehrliche  
Anordnung gehabt, sondern auch ein Mitarbeiter des Bezirksamts selbst habe bei einer Ortsbe-
gehung im Januar 2022 keine Verkehrsgefährdungen festgestellt. Infolge der Entscheidung 
muss das Bezirksamt die Sperrung aufheben und die zu ihrer Umsetzung getroffenen Verkehrs-
zeichen und -einrichtungen vorerst entfernen.

QUELLE  |  VG Berlin, Beschluss vom 15.12.2023, VG 11 L 316/23, PM 1/24
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Steuern und Beiträge  
Sozialversicherung:  
Fälligkeitstermine in 03/2024
|  Im Monat März 2024 sollten Sie insbesondere folgende Fälligkeitstermine beachten:  |

Steuertermine (Fälligkeit):
	� Umsatzsteuer (Monatszahler): 11.03.2024

	� Lohnsteuer (Monatszahler): 11.03.2024

	� Einkommensteuer (vierteljährlich): 11.03.2024

	� Kirchensteuer (vierteljährlich): 11.03.2024

	� Körperschaftsteuer (vierteljährlich): 11.03.2024

Bei einer Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens drei Tage vor dem Fällig-
keitstermin vorliegen.

Beachten Sie  |  Die für alle Steuern geltende dreitägige Zahlungsschonfrist bei einer verspäte-
ten Zahlung durch Überweisung endet am 14.03.2024. Es wird an dieser Stelle nochmals darauf 
hingewiesen, dass diese Zahlungsschonfrist ausdrücklich nicht für Zahlung per Scheck gilt.

Beiträge Sozialversicherung (Fälligkeit):
Sozialversicherungsbeiträge sind spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden  
Monats fällig, für den Beitragsmonat März 2024 am 26.03.2024.



ABSCHLIESSENDE HINWEISE

Berechnung der Verzugszinsen
|  Für die Berechnung der Verzugszinsen ist seit dem 1. Januar 2002 der Basiszinssatz nach 
§ 247 BGB anzuwenden. Seine Höhe wird jeweils zum 1. Januar und 1. Juli eines Jahres neu 
bestimmt. Er ist an die Stelle des Basiszinssatzes nach dem Diskontsatz-Überleitungsgesetz 
(DÜG) getreten.  |

Der Basiszinssatz für die Zeit vom 1. Januar 2024 bis zum 30. Juni 2024 beträgt 3,62 Prozent. 
Damit ergeben sich folgende Verzugszinsen:

	� für Verbraucher (§ 288 Abs. 1 BGB): 8,62 Prozent
	� für den unternehmerischen Geschäftsverkehr (§ 288 Abs. 2 BGB): 12,62 Prozent*

* für Schuldverhältnisse, die vor dem 29.7.2014 entstanden sind: 11,62 Prozent.

Nachfolgend ein Überblick zur Berechnung von Verzugszinsen (Basiszinssätze).

ÜBERSICHT /    Basiszinssätze
Zeitraum Zinssatz
01.07.2023 bis 31.12.2023 3,12 Prozent
01.01.2023 bis 30.06.2023 1,62 Prozent
01.07.2022 bis 31.12.2022 -0,88 Prozent
01.01.2022 bis 30.06.2022 -0,88 Prozent
01.07.2021 bis 31.12.2021 -0,88 Prozent
01.01.2021 bis 30.06.2021 -0,88 Prozent
01.07.2020 bis 31.12.2020 -0,88 Prozent
01.01.2020 bis 30.06.2020 -0,88 Prozent
01.07.2019 bis 31.12.2019 -0,88 Prozent
01.01.2019 bis 30.06.2019 -0,88 Prozent
01.07.2018 bis 31.12.2018 -0,88 Prozent
01.01.2018 bis 30.06.2018 -0,88 Prozent
01.07.2017 bis 31.12.2017 -0,88 Prozent
01.01.2017 bis 30.06.2017 -0,88 Prozent
01.07.2016 bis 31.12.2016 -0,88 Prozent
01.01.2016 bis 30.06.2016 -0,83 Prozent
01.07.2015 bis 31.12.2015 -0,83 Prozent
01.01.2015 bis 30.06.2015 -0,83 Prozent
01.07.2014 bis 31.12.2014 -0,73 Prozent
01.01.2014 bis 30.06.2014 -0,63 Prozent
01.07.2013 bis 31.12.2013 -0,38 Prozent
01.01.2013 bis 30.06.2013 -0,13 Prozent
01.07.2012 bis 31.12.2012 0,12 Prozent
01.01.2012 bis 30.06.2012 0,12 Prozent
01.07.2011 bis 31.12.2011 0,37 Prozent
01.01.2011 bis 30.06.2011 0,12 Prozent


